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Achtung, auf diesen
Strecken wird geblitzt
Saarbrücken. Die Polizei hat
für heute folgende Geschwin-
digkeitskontrollen angekün-
digt: auf der B 269 zwischen
Saarlouis und Lebach, auf der
B 423 zwischen Homburg und
Blieskastel, auf der A 6 zwi-
schen der Landesgrenze zu
Frankreich und dem Kreuz
Neunkirchen sowie auf der
A 620 zwischen dem Dreieck
Saarbrücken und dem Dreieck
Saarlouis. red

www.
pol izei .saarland.de

Zwölfjähriger aus
Saarbrücken vermisst
Saarbrücken. Der zwölfjährige
Florian Mertes aus Saarbrü-
cken-Malstatt
wird seit
Samstag ver-
misst. Er ver-
ließ gegen 5
Uhr morgens
die elterliche
Wohnung und
ist seither ver-
schwunden.
Florian ist 1,60
Meter groß,
schlank und trägt eine Brille.
Zur Zeit seines Verschwindens
trug er eine schwarze Jacke, ei-
ne weiße Hose, braune Win-
terschuhe und einen schwar-
zen Rucksack. Hinweise
nimmt die Polizei in Burbach
und jede andere Dienststelle
entgegen. red

� Tel.: (06 81) 9 71 50.

15 000 Besucher 
im Römermuseum
Homburg. In diesem Jahr hat
die Stadt Homburg zum ersten
Mal ein Kombiticket einge-
führt, mit dem man sowohl die
Schlossberghöhlen als auch
das Römermuseum in Schwar-
zenacker besichtigen konnte.
Auf Anhieb wurden 500 Kom-
bitickets verkauft. Somit konn-
ten von den jährlich rund
20 000 Besuchern der
Schlossberghöhlen auch ernst-
mals neue Interessenten für
die römischen Ausgrabungen
in Schwarzenacker gewonnen
werden. Insgesamt zog es
15 000 Menschen in das Rö-
mermuseum. maa

Dackel ruft
den Notruf an
Sulzbach. Ein nicht alltägli-
cher Anruf ging bei der Polizei
am vorigen Freitagnachmittag
ein. Hierbei meldete eine auf-
geregte Hundehalterin, dass
sich ihr Dackel das Handy ge-
schnappt und zugebissen habe.
Daraufhin habe sie nur noch
„Notruf Polizei“ gehört, dem
Tier das Telefon entrissen und
den Akku entnommen. Die Be-
amten konnten Entwarnung
geben, ein polizeilicher Ein-
satz war noch nicht angelau-
fen. red

Produktion dieser Seite: 
Nora Ernst, Ruth Fehr
Oliver Schwambach

Landespolitik/Region
Telefon: (06 81) 5 02 20 41 
Fax: (06 81) 5 02 22 19 
E-Mail: politik@sz-sb.de 

Team Landespolitik/Region: 
Oliver Schwambach (oli, Leiter), 
Dr. Daniel Kirch (kir, stellv. Leiter), Diet-
mar Klostermann (dik, stellv. Leiter),
Nora Ernst (noe), Ute Klockner (ukl),
Christine Kloth (ko), Johannes Schleu-
ning (jos)

Von SZ-Mitarbeiter
Udo Lorenz

„Stoppt das brutale Morden!“
2500 Menschen strömen zu Benefizveranstaltung für kurdische Flüchtlinge

Saarbrücken. Rund 2500 kurdi-
sche und etliche saarländische
Bürger sind am Samstag dem
Aufruf der Kurdischen Ge-
meinde Saarland gefolgt und in
die Halle eins der Saarmesse in
Saarbrücken geströmt. Anlass
war eine saarländische Benefiz-
veranstaltung für kurdische
Flüchtlinge, die Opfer des IS-
Terrors in Kobane (Syrien) und
Shingal (Irak) wurden. Zehn
Euro kostete der Eintritt, der
ein Programm kurdischer Kul-
tur und Folklore einschloss.
Das Geld kommt nach Abzug
der Unkosten den Flüchtlings-
opfern aus Nahost zugute. 

„Stoppt das brutale Morden
in Kurdistan/Syrien!“ war auf
einem der Transparente zu le-
sen; die Messehalle war mit der

gelb-rot-grünen Flagge der
Kurden geschmückt. Der Vor-
sitzende der Kurdischen Ge-
meinde Saarland, Gernas Gezi-
ci bedankte sich bei der Messe
GmbH und der Stadt Saarbrü-
cken für deren finanzielle Un-
terstützung. Auf diese Weise
hätten die Kosten der Benefiz-
veranstaltung zusammen mit
Sponsorengeldern von Laden-
besitzern um die Hälfte redu-
ziert werden können. 

Eugen Roth, Landesvorsit-
zender des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, war als Gastred-
ner gekommen und beklagte,
dass es noch sehr viel Unwis-
senheit über die Situation in
Syrien gebe, obwohl „der tapfe-
re Kampf des kurdischen Vol-
kes viel Respekt in Deutschland
gefunden“ habe. „Da dürfen die
Saarländer nicht nur zuschau-
en“, forderte Roth. 

Saarbrückens Oberbürger-
meisterin Charlotte Britz
(SPD) sagte: „Ich bin über-
rascht und finde es toll, dass so
viele Menschen hierher gekom-
men sind, um ihre Solidarität
zu zeigen.“ Der Bürgerkrieg in
Syrien sei eine der größten Kri-

Rund 30 000 Syrer sind vor
dem IS-Terror nach Deutschland
geflohen, darunter viele Kurden.
Am Samstag fand auf dem Saar-
messegelände eine Benefizver-
anstaltung statt, die Einnahmen
gehen an kurdische Flüchtlinge.

sen unserer Zeit. Die Hälfte der
syrischen Bevölkerung sei auf
der Flucht vor dem Terror des
sogenannten islamischen Staa-
tes (IS). 30 000 syrische
Flüchtlinge – darunter viele
Kurden – seien nach Deutsch-
land gekommen, 400 alleine
nach Saarbrücken. „Wir wollen
die Neuankömmlinge gut emp-
fangen“, erklärte Britz.

„Die Bilder von Kobane gin-
gen um die Welt. Es sind die Bil-
der eines verzweifelten Kamp-
fes, für die Freiheit und gegen
die Barbarei“, sagte Roland Rö-
der vom Saarländischen
Flüchtlingsrat. Er warnte da-

vor, zwischen „guten“ Kurden
im Nordirak sowie angeblich
„bösen“ Kurden von der PKK
zu unterscheiden. Stattdessen
forderte er, ebenso wie Dilan
Akdogan von der Kurdischen
Gemeinde, ein Ende des mehr
als 20-jährigen Verbots der
kurdischen Arbeiterpartei PKK
in Deutschland. Das Verbot ha-
be „nur die Funktion, politisch
aktive Kurden massenhaft zu
kriminalisieren und auszu-
grenzen“. 

Laut Gernas Gezici von der
Kurdischen Gemeinde leben im
Saarland derzeit etwa 12 000
Kurden, 2500 mehr als ein Jahr
zuvor. Kurz vor Winterein-
bruch fehle es den Flüchtlingen
aus Nahost vor allem an Nah-
rungsmitteln, Decken, warmer
Kleidung und Schuhen sowie
Arzneimitteln und Babyutensi-
lien. Sachspenden der Bevölke-
rung können in der Kurdischen
Gemeinde Saarland e.V. (St. Jo-
hanner Straße 66, 66115 Saar-
brücken) abgegeben werden. In
Kürze soll ein erster mit Hilfs-
gütern beladener Lkw von
Saarbrücken aus in die Flücht-
lingsregionen starten. 

Zahlreiche Menschen setzten in der Saarmesse ein Zeichen der Solidarität mit kurdischen Flüchtlingen. FOTOS: BECKER&BREDEL

Eine Besucherin in den Farben
der kurdischen Flagge.

Vorschriften schützen vor Spielsucht 
Betreiber einer Spielhalle scheitert mit seiner Klage vor dem Verwaltungsgericht

Saarbrücken/Saarlouis. Einige
Rechtsvorschriften gefährden
Spielhallenbetreiber nach deren
Ansicht in ihrer Existenz. Zudem
sehen sie Spielhallen im Ver-
gleich zu Spielbanken benachtei-
ligt. Vor dem Saarlouiser Verwal-
tungsgericht ist es jetzt um die
Frage gegangen, ob das Landes-
verwaltungsamt verschiedene
Rechtsvorschriften zu Lasten ei-
nes Spielhallenbetreibers anwen-
den darf. Das Saarländische
Spielhallengesetz verbietet unter

anderem das Aufstellen von EC-
Geldautomaten und Internetter-
minals sowie das Rauchen – aus-
genommen in untergeordneten,
abgetrennten Bereichen. 

Spielhallen müssen zwischen
morgens 4 bis 10 Uhr schließen –
Spielbanken können die sechs
Stunden Betriebsruhe selbst re-
geln. In Spielhallen sind Inter-
netterminals verboten – in Spiel-
banken nicht. Ebenso verhält es
sich mit EC-Geldautomaten: in
Spielhallen verboten, in Spiel-
banken nicht. Doch trotz aller
Unterschiede sieht das Verwal-
tungsgericht den Gleichheits-
grundsatz nicht verletzt. Unter-
schiedliche Sachverhalte recht-
fertigten unterschiedliche Rege-
lungen. Das Gesetz verfolge die
Wahrung hochwertiger zu schüt-
zende Rechtsgüter – es wehre sie
Gefahr einer Spielsucht ab. Die
Betreiber erlitten durch die Vor-
schriften zwar Einbußen, würden
aber keinesfalls ihrer Existenz-
grundlage entzogen. 

Bezüglich des Rauchverbots

strebten die Kläger eine Rege-
lung an, wonach ein Raucherab-
teil 40 Prozent der Betriebsfläche
umfassen kann und 40 Prozent
der Spielgeräte beinhalten darf.
Hierauf ließen sich die Richter
nicht ein. Wie groß ein „unterge-
ordneter Bereich“ sein darf, wur-
de allerdings nicht geklärt. Dem-
nach scheiterte die Klage trotz al-
ler Argumente bei den Richtern
in vollem Umfang. 

Die Auffassung des Landesver-
waltungsamtes, dass die Klage
unzulässig sei, weil bisher ja we-
der Maßnahmen angeordnet
noch Bußgelder verhängt wur-
den, teilten die Richter nicht. Der
Betreiber müsse nicht erst ein
Bußgeld abwarten, um sich gegen
die Vorschrift zu wehren. Die
Prüfung der Rechtmäßigkeit des
Gesetzes im Wege einer Feststel-
lungsklage sei zulässig. 

Wegen der grundsätzlichen Be-
deutung des Falles hat das Saar-
louiser Gericht die Berufung vor
dem Oberverwaltungsgericht zu-
gelassen. 

Mit einer Klage gegen das Land
wollte ein Spielhallenbetreiber er-
reichen, dass gesetzliche Vor-
schriften nicht zu seinen Lasten
angewendet werden. Es ging um
Rauchverbot sowie das Verbot
von Geldautomaten und Internet-
terminals. Doch nach Ansicht des
Verwaltungsgerichts schützen die
Vorschriften ein hochwertiges
Rechtsgut. 

Von SZ-Mitarbeiter
Helmut Jakob

Trier/Köllerbach. Der Trierer Bi-
schof Stephan Ackermann hat
dem Verwaltungsrat der katholi-
schen Kirchengemeinde Herz Je-
su in Köllerbach Teile seiner Be-
fugnisse und Vertretungsrechte
entzogen. Als Begründung teilte
das Bistum mit: „Eine vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit im
Verwaltungsrat ist aufgrund per-
sönlich zerrütteter Verhältnisse
derzeit nicht mehr möglich.“ Der
Verwaltungsrat verwaltet die Fi-
nanzen der Gemeinde, Vorsitzen-
der ist Pfarrer Franz-Josef Werle.
Werle war unter anderem aus
dem Rat dafür kritisiert worden,
dass er die Anweisung erteilt hat-
te, nur christliche Flüchtlinge im
Pfarrhaus in Köllerbach unterzu-
bringen. Das Bistum hat dem Rat
unter anderem die Geschäfte der
laufenden Verwaltung entzogen
und sie Werle und anderen Be-
vollmächtigten übertragen.

Werner Jungmann, stellvertre-
tender Vorsitzender des Verwal-
tungsrates, kritisierte, das kom-
me einer Entmachtung gleich. Er
nannte die Darstellung des Bis-
tums „einseitig“, weil sie nicht
auf die Gründe der zerrütteten
Verhältnisse eingeht. Jungmann
betonte, der Rat habe sich in sei-
ner Amtsführung nichts zu
Schulden kommen lassen. Pfar-
rer Werle habe Mitglieder des Ra-
tes in „herabwürdigender Weise“
behandelt, die Kommunikation
mit ihm sei schwierig gewesen.
Details wollte Jungmann nicht
nennen, da er qua Amtes zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet sei. 

Laut Bistum hat Werle das Ge-
neralvikariat gebeten, die Vor-
würfe, die gegen ihn erhoben
wurden, zu überprüfen. Da es vie-
le positive Rückmeldungen über
den Pfarrer gegeben habe, sei
deutlich geworden, dass „Prob-
leme der Zusammenarbeit nur im
Verwaltungsrat bestehen“, so das
Bistum. Jungmann entgegnete:
„Die Konflikte wären lösbar,
wenn sich alle an einen Tisch set-
zen würden.“ Doch ein persönli-
ches Gespräch mit allen Beteilig-
ten habe es nie gegeben, obwohl
der Rat darum gebeten habe. Das
Bistum hatte eine schriftliche
Anhörung des Pfarrgemeindera-
tes und des Verwaltungsrates
durchgeführt. „Bewährte Metho-
den der Konfliktregelung“ seien
erfolglos geblieben, teilte das Bis-
tum mit. noe

Bischof Ackermann
entmachtet Köllerbacher

Verwaltungsrat
Der Trierer Bischof Ackermann hat
dem Köllerbacher Verwaltungsrat
Teile seiner Befugnisse entzogen –
wegen „persönlich zerrütteter
Verhältnisse“. Der Rat ist empört –
auch weil es nie ein persönliches
Gespräch gegeben habe.

Rollerfahrer kommt bei Unfall ums Leben

Tödlicher Unfall in Lebach: Ein 51-Jähriger ist am Freitagabend in Le-
bach-Aschbach bei einem Verkehrsunfall ums Leben gekommen. Wie
die Polizei mitteilt, stürzte der Mann mit seinem Motorroller und
rutschte eine mit Bäumen bewachsene Böschung hinunter. Eine
Fremdeinwirkung gab es nach ersten Erkenntnissen nicht. Der Mann
starb noch am Unfallort. RED/FOTO: B&B
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